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Atomanlage*, Minister Spöri, Rüttgers: „Nicht entschieden“
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Extra-Bahnhof in
Belgien für die

radioaktive Brühe
K e r n e n e r g i e

Atom in der
Albtalbahn?
Posse in Karlsruhe: Die Behörden
wissen nicht, wie sie 80 000 Liter
flüssigen Atommüll beseitigen sol-
len.

ine giftige Altlast drückt den
BonnerZukunftsminister. BedächE tig zieht Jürgen Rüttgers (CDU) a

der Pfeife: „Ich habe noch nicht ent-
schieden“, sagt er.

Dieter Spöri, SPD-Wirtschaftsmini
ster in Stuttgart, schiebt dasThema
ebenfalls lustlos beiseite: „Ich habe
noch nicht entschieden“,sagt auch er.
Und: „Ich sageauch nicht, wie ich ent
scheide.“

Die große Koalition der Unentschie
denen quältsich in Bonn und Baden
Württemberg mit einem gefährlichen
Überbleibsel aus den Anfangsjahren d
Atomeuphorie. Esgeht um 80 000 Lite
flüssigenAtommüll, die schon seitvie-
len Jahren in derehemaligen Wieder
aufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK
in Spezial-Stahltanks lagern – mitfrag-
würdigerGenehmigung.

Das endgültige Schicksal der gefährl
chen Brühe ist imJuli 1995 soungewiß
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wie vor vier Jahren, als
die Pilotanlage dicht
machte. MehrereWirt-
schaftsminister in Stutt
gart, einige For-
schungsminister in
Bonn haben dieAkten
hin und her gewälzt
Fest steht dennochbis-
lang nur eines: De
„Rückbau“ der stillge-
legten Atomruine in
Karlsruhe wird minde-
stens 3,3 MilliardenMark kosten, 1,3
Milliarden Mark mehr alsursprünglich
geplant.

Den größten Teil der Mehrkosten
frißt die komplizierte Beseitigung de
flüssigen Mülls;Jahr für Jahrwird alles
nur nochteurer.Bezahlen muß die un
nötig aufgeblähten Kosten derSteuer-
zahler, im Bund und in Baden-Würt
temberg.

Die kostspielige Possebegann1988.
Damals zeichnetesich bereits dasEnde
der Wiederaufarbeitung von abgebran
ten Brennelementen in Karlsruhe a
Nach fast 20jährigemBetrieb der Anla-
ge beantragten die Stromkonzerne d
Abriß. Heikelstes Problem war,damals
wie heute, derVerbleib des konzentrier
ten, flüssigenAtommülls.

Einen schönenPlanhatten diedamals
noch beteiligtenNuklearkonzerne ent
worfen. Auf dem Gelände in Karlsruh
wollten sie eine Abfüllstation für die
Atombrühe errichten, den Müll in Be
hälter packen – unddann weg damit.

Von der WAK mit der kommunale
Albtalbahn zur Übernahmestelle d
Deutschen Bahn AG inKarlsruhesollen
die Behälter reisen, vondort mit der
deutschen und derbelgischen Eisen
bahn zum Bahnhof Mol, dann zwölf K
lometer über belgische Straßen zu
„Pamela“-Anlage. Dort sollte die ge-
fährliche Flüssigkeit inGlaskokillen ein-
geschmolzen werden, dann nach
Deutschland zurückgebracht u
schließlichirgendwann inGorlebenend-
gelagertwerden.

* Kernforschungszentrum Karlsruhe.
Natürlich gab esauch einengewissen-
haften Zeitplan. Die atomrechtliche
Anhörung war für Ende 1992 termi-
niert, der Baubeginn der Abfüllanlage
für Mitte 1994, die Fertigstellung für
1996. Von 1997, spätestensaber von
1998 ansollten dann dieNukleartrans-
porte rollen.

In einer Sitzung imApril 1990mach-
ten sich dieStrommanager düstere G
danken über dieGenehmigungsrisike
und die Kosten des noch nieerprobten
Transports von flüssigemAtommüll, die
den Gesamtpreis der Entsorgung w
sentlichbestimmen.

Intern kamen sie aufeinen Gesamt
preis von 3,3 MilliardenMark, von de-
nen die Industrie nach den geltend
Verträgen mit dem BonnerForschungs
ministerium 881 Millionen hätte über-
nehmen müssen.

Der damalige Forschungsminist
Heinz Riesenhuber handelte den Ko
zernen eine Ablösesumme von ein
Milliarde Mark ab, zahlbar bis 1996.
Den Rest wollte derStaat übernehmen
Riesenhuber rühmtesich, ein gutes Ge
schäft gemacht zuhaben.

Dietmar Kuhnt, heute RWE-Vor
standsvorsitzender, war schon damals
cher, noch niehabe die Branche ih
Geld besser angelegt als mit diese
Freikauf. Sein Kalkül ging auf. Der
Transport wurde immerkomplizierter
und teurer.

Die Stadt Karlsruhewill bis heuteihre
Albtalbahn nicht für Atomtransporte
hergeben. Die Genehmigungsbehörden
schraubten die Sicherheitsanforderu
gen immer höher, dasVerfahren für die
Abfüllstation lief zeitlich völlig aus dem
Ruder.

Der Bau in Karlsruhesollte 1994 be-
ginnen und1996fertig sein. AllesMaku-
latur. Genehmigungsminister Spöri e
wartet das Detailgutachten des TÜ
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Südwest für die Abfüllstation jetz
„frühestens im Frühjahr1996“. Wann
und ob er eine Genehmigung erteilt,
unklar. DasganzeProcedere aber ge
fährdet den sofein ausgetüftelten Ent-
sorgungsplan.

Denn auch in der „Pamela“-Vergla-
sungsanlage in der Nähe von Mol mü
sen die Deutschen nochbauen. Eine
Entladestation und ein neuer Ofen m
sen her, dieatomrechtlichen Genehm
gungen nach belgischem Recht sind
nicht einmal beantragt. Im Jahre2002
läuft zu allem Pech auch noch die G
nehmigung der Alt-Verglasungsfabri
die seit1991eingemottet ist,aus.

Ohnehin ist dieBegeisterung der Be
gier für die Atomfracht vom Nachbar
im Laufe derJahre gesunken. Der d
malige belgische Wirtschaftsminist
Melchior Warthelet bestärkte seinen
Kollegen Rüttgers zwarnoch vorweni-
gen Wochen,sich nicht vom Entsor-
gungspfadabbringen zu lassen.

Doch gegen dasUmladen derradio-
aktiven Last von der Schiene auf d
Straße im Bahnhof von Mol protestie
ten die Bürger der Kleinstadt in Nord
belgien, der Plan wurde aufgegebe
Die Deutschen müssen nuneinenGleis-
anschluß in einennahegelegenenmilitä-
rischen Sperrbezirkbezahlen. Dasfrißt
Zeit.

Der Widerstand macht auch Rüttge
und seine Beamten allmählich nach-
denklich. Immer häufiger plagt den Mi-
nister einAlptraum: Er setzt allein au
Mol, ist dem Preisdiktat derBelgier aus-
gesetzt und bleibtschließlich, weil die
Zeit nicht reicht und „Pamela“ endgül
tig dichtmachenmuß, auf einem Res
von Atommüll sitzen.

Dann nämlich wird die heikle Atom-
groteske zum Skandal. Es bliebe ke
andererAusweg: Für einpaar Kubik-
meterradioaktive Brühe müßte auch
Karlsruhe eineviele hundertMillionen
Mark teure Verglasungsanlagegebaut,
bald wieder abgerissen unddekontami-
niert werden.

Die Idee, denAbfall direkt in Karls-
ruhe zu behandeln, istnicht ganzneu. In
einem Protokoll über eineSitzung der
Stromindustrie vom 5.Februar 1991
wurden die beiden Alternativenschon
einmal verglichen.

Damals kamen dieFachleute zu dem
Ergebnis: „Der Mol-Weg sollte wegen
der nicht abschätzbaren Risiken, die
schließlich doch eine Entscheidung fü
Karlsruhe erzwingen, unverzüglich auf-
gegeben und mit Nachdruck das Proje
Karlsruheverfolgt werden.“

Der EmpfehlungfolgtenkeineTaten.
Der Grundsteht auch in dem Protoko
vermerkt: Die Entscheidung fürKarls-
ruhe sollte entweder „in erheblichem
Abstand nach der Landtagswahl“oder
nach einer Bundestagswahlfallen – also
fiel sie nie. Y


